
6 Wirtschaft Telefon (089) 53 06-454
wirtschaft@merkur-online.de
Telefax: (089) 53 06-86 60 Münchner Merkur Nr. 241 | Donnerstag, 18. Oktober 2012

SUPER-SPARKOMMISSAR FÜR DIE EU? .........................

„Die Demokratie
muss sich wehren“

München – Die geplante Ban-
kenunion und eine Vertiefung
der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion stehen auf dem
Programmdes EU-Sondergip-
fels, der heute startet. Kurz
vor dem Treffen hat Bundesfi-
nanzminister Schäuble für ei-
nen weiteren Punkt auf der
Tagesordnung gesorgt. Er hat
eine explosive, wenn auch
nicht ganz neue Idee zur Be-
wältigung der Schuldenkrise
ins Spiel gebracht. Der EU-
Währungskommissar soll ein
Vetorecht gegen nationale
Haushalte erhalten. Schlägt
ein Mitgliedsstaat über die
Stränge, verdonnert der Su-
per-Sparminister das Land
zur Haushaltsdisziplin. Ob
das die Lösung ist?Wir haben
über den umstrittenen Vor-
schlag mit Werner Weiden-
feld, Professor für Politische
Wissenschaft, gesprochen.

- Wolfgang Schäuble
ruft nach einem Super-
Sparminister. So viel Kom-
petenz für einen Mann?
Würde damit nicht die De-
mokratie auf dem Altar der
Euro-Rettung geopfert?

Nein, ganz im Gegenteil. Die
Demokratie muss sich gegen
unkontrollierte Entwicklun-
gen im Euro-Raum wehren.
Mitglieder des Wirtschafts-
und Währungsraums werden
auf dramatische Weise in die
Verschuldungslage einzelner
Mitgliedsstaaten hineingezo-
gen – ob sie wollen oder nicht.
Dagegen muss eine Regelung
gefunden werden.

- Hat Brüssel bislang
Möglichkeiten, die Haus-
halte der Mitgliedsstaaten
zu kontrollieren?

Nein. Seit 2011 müssen zwar
die Mitgliedsländer ihre Bud-
getplanung der EU-Kommis-
sion melden, die dann dazu
Stellung nimmt. Das hat aber
keine Verbindlichkeit. Brüs-
sel kann bisher nur warnen.
Höchste Zeit, dass auch Inter-
ventionen möglich werden.

- Aber wird damit nicht
den nationalen Parlamen-

ten ihr Haushaltsrecht ent-
zogen?

Nein. Es wird schließlich nur
eine Obergrenze für die Ver-
schuldung festgelegt. Die Par-
lamente können nach wie vor
ihre Prioritäten in der Haus-
haltspolitik setzen.

- Und über diese Ober-
grenze soll EU-Währungs-
kommissar Olli Rehn künf-
tig alleine entscheiden?

Ob das genau so gemacht
wird, wie Herr Schäuble vor-
geschlagen hat, wird man se-
hen. Der Anstoß, um eine sol-
che Regelung durchzusetzen,
muss immer etwas provokant
formuliert sein. Es wäre auch
denkbar, dass der Währungs-
kommissar den Vorschlag
macht und die Kommission
darüber entscheidet.

- Müsste man die Verfas-
sungen in den Eurostaaten
dafür ändern?

Nein. Wenn es danach ginge,
hätte man den Stabilitätspakt
auch nicht unterzeichnen
dürfen. Auch darin sind Zah-
len festgeschrieben (Anm. d.
Red.: z.B. die Regelung, dass
Staaten ihre öffentliche Ver-
schuldung auf 60 Prozent
des BIP begrenzen müssen).

- Erwarten Sie zu Schäu-
bles Vorschlag eine Ent-
scheidung im Rahmen des
EU-Gipfels?

Ich erwarte mir Vorabklärun-
gen zu den Reformvorschlä-
gen und eine Lagebeurteilung.
Die Fragen in der Schulden-
krise sind nichtmit einemFin-
gerschnipp geklärt.

Interview: Manuela Dollinger

Werner Weidenfeld
Direktor des Centrums für

angewandte Politikfor-
schung an der LMU München

schaftsleistung aller unter-
suchten Länder. Am größten
wären die Verluste in Frank-
reich (2,9 Billionen Euro),
denUSA (2,8 Billionen Euro),
China (1,9 Billionen Euro)
und Deutschland (1,7 Billio-
nen Euro).
Ob es bei einem Austritt

Griechenlands wirklich zu ei-
nem Dominoeffekt kommt,
sei allerdings nicht absehbar,
schreiben die Verfasser der
Studie. Ihr Rat: „Will sich die
internationale Staatenge-
meinschaft – auch außerhalb
Europas – dieser Gefahr nicht
aussetzen, sollte sie ihre An-
strengungen zur Stabilisie-
rung der Währungsunion
konsequent beibehalten.“

weltwirtschaftliche Entwick-
lung „spürbar, aber immer
noch relativ gering“, heißt es
in der Analyse. In Zahlen be-
deutet das: Kosten in Höhe
von 2,4 Billionen Euro bis
2020.
Geht auch Spanien, wird es

langsam ernst. Im GPS-Exit-
Szenario steigen die Kosten
auf 7,9 Billionen Euro. Allein
in Frankreich addieren sich
die Wachstumsverluste auf
über 1,2 Billionen Euro, in
Deutschland auf rund 850
Milliarden Euro. Allerdings
keinVergleich zu denAuswir-
kungen des GPSI-Exit-Szena-
rios. Einbußen von knapp
17,2 Billionen Euro – 44 Pro-
zent der jährlichen Wirt-

Wie viel würde das Euro-
Aus der Sorgenkinder
kosten? Laut einer Studie
derBertelsmann-Stiftung
wäre ein Austritt Grie-
chenlands noch zu ver-
kraften. Fallen auch Por-
tugal,SpanienundItalien
aus dem Euro, droht da-
gegen eine weltweite Re-
zession – und Kosten bis
zu 17 Billionen Euro.

VON MANEULA DOLLINGER

Gütersloh – Seit Beginn der
Eurokrise wird der Austritt
einzelner Mitgliedsstaaten
aus dem Euroraum diskutiert.
Die größten haushaltspoliti-
schen Probleme haben im
Moment Griechenland, Por-
tugal, Spanien und Italien.
Zentrale Frage: Welche Aus-
wirkungen hätte der Euro-
Austritt der südeuropäischen
Sorgenkinder auf Deutsch-
land und die Weltwirtschaft?
Was würde er kosten? Eine
Studie der Bertelsmann-Stif-
tung, die am Mittwoch vorge-
stellt wurde, rechnet im
schlimmsten Fall mit rund 17
Billionen Euro – allein
Deutschland würde das Euro-
Aus von Griechenland und
Co. 1,7BillionenEuro kosten.
Ein Staatsbankrott in Grie-

chenland inklusive Euro-Aus
wäre ökonomisch noch zu
verkraften, heißt es in der Stu-
die. Die Verluste für die 42
wichtigsten Industrie- und

Euro-Aus soll angeblich 17 Billionen kosten
STUDIE .............................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Blitze über der Akropolis: Geht Griechenland bankrott und tritt aus dem Euro aus, könnte
das einen Dominoeffekt auslösen und die Welt in eine Rezession stürzen. FOTO: AP

Szenario. Im schlimmsten
Fall verlassen alle vier Staaten
den Euroraum – das GPSI-
Exit-Szenario.
Immer wird davon ausge-

gangen, dass zunächst die Fi-
nanzhilfen für die jeweiligen
Länder eingestellt werden, es
folgen Staatsbankrott und ein
60-prozentiger Schulden-
schnitt. Die Länder führen ih-
re alte Währung wieder ein –
mit einer Abwertung von 50
Prozent. Die Nachfrage sinkt
sowohl in den ausgetretenen
Ländern als auch in verblei-
benden Euro-Staaten.
Tritt im kommenden Jahr

nicht nur Griechenland, son-
dern auch Portugal aus, seien
die Auswirkungen auf die

auch mit der Rechengrundla-
ge der Studie zusammen-
hängt. Nicht nur die Verluste
der Gläubiger, sondern auch
Wachstumsverluste wurden
berücksichtigt – die Entwick-
lungen der Bruttoinlandspro-
dukte von 42 Staaten bis zum
Jahr 2020.
Experten des Wirtschafts-

forschungsunternehmens
Prognos AGhaben imAuftrag
der Bertelsmann-Stiftung vier
Ausstiegsszenarien entwor-
fen: Im ersten Fall verlässt
Griechenland 2013 die Euro-
Zone (Grexit-Szenario). Tritt
zusätzlich Portugal aus, spre-
chen die Autoren vom GP-
Exit-Szenario, kommt Spa-
nien dazu, vom GPS-Exit-

Schwellenländer, die gemein-
sam mehr als 90 Prozent der
weltweiten Wirtschaftsleis-
tung ausmachen, würden sich
auf rund 674 Milliarden Euro
summieren. Auf Deutschland
würden bis 2020 73 Milliar-
den Euro entfallen – 900 Euro
pro Kopf. Die Verfasser der
Studie warnen jedoch vor ei-
nem „Dominoeffekt“. Treten
auch Portugal, Spanien und
Italien aus dem Euro aus, ex-
plodieren die Kosten, die
Weltwirtschaft rutscht in die
Rezession. „Bis 2020 würden
die 42 wichtigsten Volkswirt-
schaften Wachstumseinbu-
ßen von insgesamt 17,2 Billio-
nen Euro erleiden.“
Eine düstere Prognose, die

BÖRSEN
IM ÜBERBLICK

M-Dax erklimmt
Allzeithoch
Nach dem kräftigen Vorta-
gesanstieg hat der Dax am
Mittwoch nur noch mode-
rat zugelegt. Der deutsche
Leitindexstiegum0,25Pro-
zent auf 7394,55 Punkte.
Dem kleineren Bruder
M-Dax hingegen gelang es,
seinbisherigesRekordhoch
aus dem Jahr 2007 zu über-
trumpfen. Der Index der
mittelgroßenWerte zog um
0,73 Prozent auf 11 555,64
Punkte an. Das war der
höchste jemals erreichte
Stand seit seiner Einfüh-
rung 1996. Geschätzt wer-
de vor allem das starke En-
gagement der mittelgroßen
Firmen in den Schwellen-
ländern und in den USA,
das einen gewissen Schutz
gegen die Auswirkungen
der Krise in Europa bietet,
sagen Börsianer.
Die IT-Branche war der
schwächste Sektor inEuro-
pa. Die Papiere von SAP et-
wa büßten 1,23 Prozent ein
und die der Software AG
0,86 Prozent. Dass die Infi-
neon-Aktien um 1,60 Pro-
zent zulegten, wurde mit
den kräftigen Kursverlus-
ten vor einigenWochen be-
gründet, von denen sich In-
fineon noch nicht wieder
erholen konnte. DieAktien
von ThyssenKrupp zählten
zu den Favoriten im Dax
mit plus 2,50 Prozent auf
18,68 Euro. Die Salzgitter-
Papiere gehörten mit plus
5,52 Prozent zu den Spit-
zenwerten im M-Dax.
Am Anleihemarkt stieg die
Umlaufrendite von 1,20
Prozent amVortag auf 1,28
Prozent. dpa

Hollande
kritisiert

Merkels Kurs
Paris – Unmittelbar vor
dem Brüsseler EU-Gipfel
ist Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel unter Druck ge-
raten. Frankreichs Präsi-
dent François Hollande
fordert, die umstrittene
Bankenaufsicht bis Jahres-
ende unter Dach und Fach
zu bringen. Berlin bremst
bei diesem Thema. Der So-
zialist machte in einem In-
terview mehrerer europäi-
scher Zeitungen auch deut-
lich, dass er einen neuen
EU-Vertrag frühestens
nach den Europawahlen
2014 anstrebt. Von Finanz-
minister Wolfgang Schäu-
ble waren hingegen rasche
Vertragsänderungen ins
Spiel gebracht worden, um
die Eurozone zu stärken.
Hollande erneuerte außer-
dem seine Forderung nach
einer teilweisen Verge-
meinschaftung der Schul-
den durch sogenannte Eu-
robonds, die Berlin strikt
ablehnt.
Die EU-Staats- und Re-

gierungschefs werden ab
heute in Brüssel vor allem
darüber debattieren, wie
die angeschlagene Eurozo-
ne dauerhaft gegenAngriffe
der Finanzmärkte ge-
schütztwerden kann.Dazu
gehört als Kernstück die
Bankenaufsicht.
SchäublesSprecherMar-

tin Kotthaus bestritt massi-
ve Meinungsverschieden-
heiten zwischen Deutsch-
land und Frankreich. Auch
beim Thema Bankenauf-
sicht gebe es „keinen gro-
ßen Unterschied“.
Mit seinen Reformvor-

schlägenwill Schäubledem
Währungskommissar mehr
Macht verleihen. So soll
dieser künftig stärker als
bisher in die Budgetpla-
nung der Mitgliedsstaaten
eingreifen können und al-
lein entscheiden, ob er den
Haushalt eines Landes zu-
rückweist.

EU-GIPFEL .......................
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